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1. Wer erhält Elternzeit? 
 
Einen Anspruch auf Elternzeit haben Mütter und Väter, die in einem Arbeitsverhältnis stehen. Dies gilt auch bei befristeten 
Verträgen, bei Teilzeitarbeitsverträgen und bei geringfügigen Beschäftigungen. Bei befristet Beschäftigten ist beachtlich, dass 
sich das Ende des Arbeitsverhältnisses durch die Elternzeit nicht über das Befristungsende hinaus verschiebt bzw. verlängert. 
Auch Auszubildende, Umschüler, zur beruflichen Fortbildung Beschäftigte und in Heimarbeit Beschäftigte können Elternzeit 
verlangen. Bei Auszubildenden verlängert sich die Ausbildungszeit um die Dauer der Elternzeit. Der Anspruch besteht auch für 
Leitende Angestellte. Bei mehreren Beschäftigungsverhältnissen besteht gegenüber jedem Arbeitgeber der Anspruch auf El-
ternzeit. Arbeitslose, soweit sie nicht in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen tätig sind, haben keinen Anspruch auf Elternzeit, da 
kein Arbeitsverhältnis besteht. 
 
Elternzeit können Berechtigte nehmen zur Betreuung eines 
 
- Kindes, für das sie personensorgeberechtigt sind, 
- Kindes des unverheirateten Vaters, der nicht sorgeberechtigt ist, mit Zustimmung der sorgeberechtigten Mutter, 
- Kindes des Ehepartners / gleichgeschlechtlichen Lebenspartners, 
- in Vollzeitpflege oder Adoptionspflege genommenen Kindes und wenn ein Härtefall vorliegt, 
- Enkelkindes. 
 
Einen Anspruch auf Elternzeit können ausnahmsweise auch Verwandte bis zum dritten Grad (§ 1589 S. 2 BGB) also beispiels-
weise Großeltern, Urgroßeltern, Tanten und Onkel, volljährige Geschwister sowie deren Ehe- und eingetragene Lebenspartner 
haben, wenn beide Eltern des Kindes gestorben sind oder wegen schwerer Krankheit oder Schwerbehinderung ihr Kind nicht 
selbst betreuen können. In allen Fällen muss das Kind mit dem/der Antragsteller/in im selben Haushalt leben. 
 
2. Können auch Großeltern Elternzeit beanspruchen? 
 
Sofern die Eltern nicht selbst Elternzeit beanspruchen und ein Elternteil minderjährig ist oder sich in einer Ausbildung befindet, 
die er vor Vollendung des 18. Lebensjahres begonnen hat und die seine Arbeitskraft voll in Anspruch nimmt, können auch die 
Großeltern bei ihrem Arbeitgeber Elternzeit beanspruchen, wenn sie mit ihrem Enkelkind in einem Haushalt leben und dieses 
Kind selbst betreuen und erziehen. 
 
3. Wann beginnt die Elternzeit? 
 
Mütter können die Elternzeit erst im Anschluss an die Mutterschutzfrist nehmen. Die Elternzeit des Vaters kann bereits während 
der Mutterschutzfrist für die Mutter unmittelbar nach der Geburt beginnen. Die Mutterschutzfrist wird auf die mögliche Gesamt-
dauer der Elternzeit angerechnet. Die Elternzeit darf auf bis zu zwei Zeitabschnitte verteilt werden. Diese Regelung bezieht sich 
auf das jeweilige Arbeitsverhältnis von Mutter oder Vater. Eine Verteilung auf weitere Zeitabschnitte ist nur mit Zustimmung des 
Arbeitgebers/der Arbeitgeberin möglich. 
 
4. Wie können die Eltern die Elternzeit organisieren ? 
 
Die Elternzeit kann ganz oder teilweise von einem Elternteil allein in Anspruch genommen werden; die Eltern können die Eltern-
zeit aber auch untereinander aufteilen und sich bei der Elternzeit abwechseln. Die Elternzeit kann auch von beiden Eltern 
gleichzeitig in Anspruch genommen werden. Wenn die Eltern wollen, können sie Anteile der Elternzeit oder aber die gesamte 
dreijährige Elternzeit gemeinsam nutzen. Bei gleichzeitiger Inanspruchnahme von Elternzeit verkürzt sich der Anspruch nicht 
auf eineinhalb Jahre. Die Inanspruchnahme einer gemeinsamen Elternzeit darf allerdings nicht dazu führen, dass die Eltern 
Sozialhilfeempfänger werden.  
 
5. Wie lange kann Elternzeit in Anspruch genommen we rden und für welche Zeiträume? 
 
Mütter und Väter haben einen Anspruch auf Elternzeit bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes. Dies bedeutet, 
dass am Ende des Tages, der dem Geburtstag des Kindes vorausgeht, das Recht auf Elternzeit ersatzlos untergeht. Auch bei 
einer vollständigen gemeinsamen Nutzung der Elternzeit durch beide Elternteile handelt es sich somit um eine längstens drei-
jährige Elternzeit.  
 
Möglich ist allerdings, einen Teil der Elternzeit wirksam auf einen späteren Zeitpunkt zu übertragen. Für Geburten ab dem 
01.07.2015 besteht die Möglichkeit, einen Teil der Elternzeit von höchstens 24 Monaten ohne Zustimmung des Arbeitgebers in 
den Zeitraum zwischen dem Beginn des vierten und dem Ende des achten Lebensjahres zu übertragen. Für Geburten bis zum 
30.06.2015 war dagegen eine Übertragung von höchstens zwölf Monaten und nur mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich. 
Jeder Elternteil kann seine Elternzeit dabei in insgesamt drei Zeitabschnitte aufteilen. 
 
Bei mehreren Kindern besteht der Anspruch auf Elternzeit für jedes Kind, auch wenn sich die Zeiträume überschneiden. 
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6. Kann der Arbeitgeber die Elternzeit ablehnen oder  den Beginn zeitlich verschieben? 
 
Ein bestehender Anspruch auf Elternzeit kann vom Arbeitgeber weder abgelehnt werden noch kann verlangt werden, dass die 
rechtzeitig beantragte Elternzeit zeitlich verschoben, beispielsweise erst zu einem späteren Zeitpunkt genommen wird. Allge-
mein können die gesetzlichen Regelungen über die Elternzeit der Arbeitnehmer/innen (im Folgenden wird aus Gründen der 
besseren Lesbarkeit die männliche Form des Begriffes verwendet) weder ausgeschlossen noch beschränkt werden. 
 
7. Welche Form und welche Fristen sind bei der Bean tragung zu beachten?  
 
Die Anmeldung und die zeitliche Einteilung der Elternzeit muss in jedem Falle schriftlich erfolgen, andernfalls ist die Erklärung 
aufgrund Formmangels nichtig und löst die Rechtsfolgen der Elternzeit (z. B. auch den Eintritt des besonderen Kündigungs-
schutzes) nicht aus. Es reicht deshalb nicht aus, wenn die Elternzeit nur mündlich, per E-Mail oder durch ein Fax beantragt wird. 
Wenn die Elternzeit bis zum vollendeten dritten Lebensjahres des Kindes beansprucht werden soll, muss dies spätestens sieben 
Wochen vor ihrem Beginn geschehen, wird die Elternzeit für den Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollende-
ten achten Lebensjahr des Kindes geltend gemacht, so muss dies spätestens 13 Wochen vor dem beabsichtigten Beginn ge-
schehen. 
 
Es muss gleichzeitig erklärt werden, für welche Zeiten innerhalb von zwei Jahren Elternzeit in Anspruch genommen werden 
soll. Diese Erklärung ist bindend. Innerhalb der Ankündigungsfrist von sieben Wochen müssen deshalb alle Teile der Elternzeit 
beantragt werden, die noch innerhalb der ersten zwei Jahre liegen sollen. 
 
Eine Verpflichtung, die Elternzeit unmittelbar nach dem Ende der Mutterschutzfrist anzutreten, besteht nicht. Sie kann später 
beginnen, wenn sie zu einem späteren Zeitpunkt in Anspruch genommen wird oder ein Wechsel unter den Berechtigten erfolgt. 
Für eine spätere Anmeldung der Elternzeit gilt ebenfalls eine Vorankündigungsfrist von sieben Wochen. 
 
Bei Vorliegen von dringenden Gründen ist ausnahmsweise auch eine angemessene kürzere Anmeldungsfrist möglich, z. B. bei 
Adoption, soweit sich diese im Einzelfall nicht ausreichend vorplanen ließ. 
 
Schließt sich die Elternzeit der Mutter unmittelbar an die Mutterschutzfrist an, wird die Zeit der Mutterschutzfrist ab Geburt bei 
der Zwei-Jahresfrist berücksichtigt. Gleiches gilt für einen im Anschluss an die Mutterschutzfrist genommenen Erholungsurlaub. 
Soll die Elternzeit des Vaters unmittelbar nach der Geburt des Kindes beginnen, empfiehlt es sich, keinen Kalendertermin, 
sondern Elternzeit „ab Geburt“ des Kindes zu beantragen. Die Elternzeit beginnt frühestens mit der Geburt des Kindes, auch 
wenn sie zu einem früheren (errechneten) Termin beantragt worden war. Der/die Arbeitgeber/in soll die Elternzeit bescheinigen. 
Beginn und Ende der Elternzeit müssen jedoch nicht mit dem Beginn oder dem Ende eines Kalendermonats oder eines Le-
bensmonats des Kindes zusammenfallen. Versäumt der Arbeitnehmer die Erklärungsfrist und stimmt der/die Arbeitgeber/in der 
verspäteten Geltendmachung nicht zu, kann der/die Arbeitnehmer/in die Elternzeit nur dann zum beabsichtigten Zeitpunkt neh-
men, wenn er eine sich unmittelbar an die Mutterschutzfrist anschließende Elternzeit aus nicht zu vertretendem Grund nicht 
rechtzeitig verlangen konnte. In diesem Fall ist die Erklärung, Elternzeit nehmen zu wollen, innerhalb einer Woche nach dem 
Wegfall des Grundes abzugeben. Die Fristversäumnis führt allerdings nicht zum völligen Anspruchsausschluss, sondern nur 
zur fristabhängigen Verschiebung des Beginns der Elternzeit. 
 
8. Was sind die arbeitsrechtlichen Folgen der Eltern zeit? 
 
Die Inanspruchnahme von Elternzeit bedeutet, dass der Arbeitnehmer unbezahlt von der Verpflichtung zur Erbringung der Ar-
beitsleistung freigestellt wird. Während dieser Zeit werden die Hauptleistungspflichten der Vertragsparteien ("Arbeit gegen Ent-
gelt") ausgesetzt, alle Nebenleistungspflichten (z. B. Verschwiegenheitspflichten, Loyalitätspflichten, Geheimhaltungspflichten 
usw.) bleiben dagegen bestehen. 
 
In einem Arbeitszeugnis darf die Unterbrechung der Beschäftigung durch eine Elternzeit dann angegeben werden, wenn diese 
Unterbrechung bezogen auf die Gesamtdauer des Arbeitsverhältnisses wesentlich ist, wobei hier als Faustregel gilt, dass die 
Unterbrechung 70 % der Dauer des Arbeitsverhältnisses ausmachen muss. 
 
Zeiten der Elternzeit sind bei der Berechnung der Wartezeiten und der Unverfallbarkeitsfristen im Rahmen der betrieblichen 
Altersversorgung zu berücksichtigen. 
 
Betriebsangehörige, die sich in Elternzeit befinden, sind aktiv und passiv wahlberechtigt für eine Betriebsratswahl. Sie haben 
das Recht, an Betriebsversammlungen teilzunehmen. 
 
9. In welchen Fällen ist eine vorzeitige Beendigung  der Elternzeit möglich? 
 
Eine vorzeitige Beendigung der Elternzeit ist nur möglich, wenn der Arbeitgeber zustimmt. Wird eine vorzeitige Beendigung der 
Elternzeit wegen der Geburt eines weiteren Kindes oder wegen eines besonderen Härtefalls erforderlich, kann diese allerdings 
nur innerhalb von vier Wochen aus dringlichen betrieblichen Gründen schriftlich abgelehnt werden. Eine vorzeitige Beendigung 
der laufenden Elternzeit von Müttern wegen der einsetzenden Mutterschutzfristen für ein weiteres Kind ist jedoch auch ohne 
Zustimmung des Arbeitgebers möglich.  
 
Von diesen Fällen der beabsichtigten vorzeitigen Beendigung der Elternzeit ist der Fall zu unterscheiden, dass die Vorausset-
zungen der Elternzeit während dieser wegfallen, weil z. B. der Berechtigte die Personensorge für das Kind verliert. Dieser ist 
dann zur Arbeitsleistung und der Arbeitgeber zur Beschäftigung verpflichtet. 
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Auch der Tod des Kindes beendet die Elternzeit spätestens nach Ablauf von drei Wochen, wobei der Arbeitnehmer auf eigenen 
Wunsch die Arbeit auch früher beginnen kann. 
 
10. Wann ist eine Verlängerung der Elternzeit möglich ? 
 
Eine Verlängerung gegen den Willen des Arbeitgebers kann nur verlangt werden, wenn ein zunächst vorgesehener Wechsel 
bei der Betreuung des Kindes aus wichtigem Grund (z. B. längerer stationärer Behandlung des Partners) nicht erfolgen kann. 
Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass der Arbeitnehmer die ersten beiden Lebensjahre des Kindes bezüglich der 
Inanspruchnahme von Elternzeit verbindlich gestalten muss. Hat er sich in diesem Zusammenhang auf einen kürzeren Zeitraum 
als zwei Jahre festgelegt, ist er hieran gebunden. Möchte er für diesen Zeitraum später Elternzeit verlangen, handelt es sich 
nicht um eine zustimmungsfreie erstmalige Ausübung des Rechts, sondern um eine Verlängerung der Elternzeit, der der Arbeit-
geber zustimmen muss. 
 
Will der Arbeitnehmer dagegen (auch) für das dritte Lebensjahr des Kindes (weiterhin oder erstmalig) Elternzeit nehmen, reicht 
es, wenn er diese (weitere) Elternzeit spätestens sieben Wochen vor ihrem Beginn schriftlich geltend macht. Das ist dann kein 
Fall der Verlängerung, sondern ein neuer Antrag für den verbliebenen, durch den Antrag für die ersten beiden Lebensjahre des 
Kindes noch nicht verbrauchten Teil der Elternzeit. 
 
11. Ist während der Elternzeit Teilzeitarbeit möglic h?  
 
Während der Elternzeit ist eine Erwerbstätigkeit zulässig, wenn die wöchentliche Arbeitszeit 30 Stunden nicht übersteigt. Über 
einen Antrag auf Verringerung der Arbeitszeit und deren Ausgestaltung sollen sich die Vertragsparteien innerhalb von vier Wo-
chen einigen. Teilerwerbstätigkeit bei einem anderen Arbeitgeber oder Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit in entspre-
chendem Umfang bedarf der Zustimmung des jetzigen Arbeitgebers. Während der Elternzeit besteht ein gesetzlicher Anspruch 
auf einen Teilzeitarbeitsplatz, wenn 
 
– der Betrieb mehr als 15 Arbeitnehmer beschäftigt, 
– das Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate besteht, 
– die Arbeitszeit für mindestens zwei Monate auf einen Umfang zwischen 15 und 30 Wochenstunden verringert wird, 
– keine dringlichen betrieblichen Gründe entgegenstehen  
 
und 
 
– der Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit dem Arbeitgeber 7 Wochen (bei einem Teilzeitverlangen bis zum vollendeten 

3. Lebensjahr des Kindes) bzw. 13 Wochen (bei einem Teilzeitverlangen zwischen dem vollendeten 3. und bis zum vollen-
deten 8. Lebensjahr des Kindes) vorher schriftlich mitgeteilt wurde. 

 
Der Antrag muss den Beginn und den Umfang der verringerten Arbeitszeit enthalten. Er kann bereits im Zeitpunkt des Eini-
gungsversuchs gestellt werden. Die gewünschte Verteilung der verringerten Arbeitszeit soll im Antrag angegeben werden.  
 
Der Arbeitgeber muss den Teilzeitwunsch, wenn er ihm nicht entsprechen möchte, innerhalb von vier Wochen (bei einem Teil-
zeitverlangen bis zum vollendeten 3. Lebensjahr des Kindes) bzw. 8 Wochen (bei einem Teilzeitverlangen zwischen dem voll-
endeten 3. und bis zum vollendeten 8. Lebensjahr des Kindes) ab Zugang des Antrages mit  schriftlicher Begründung ablehnen. 
Wird die Frist versäumt oder die Schriftform missachtet, wird die Zustimmung des Arbeitgebers gesetzlich fingiert mit der Folge, 
dass sich das Arbeitsverhältnis entsprechend den Teilzeitwünschen des Arbeitnehmers umgestaltet. Im Falle der form- und 
fristgerechten Ablehnung muss der Berechtigte seine Ansprüche gerichtlich - auch im Wege einer einstweiligen Verfügung 
möglich - durchsetzen und kann die Ablehnungsgründe gerichtlich überprüfen lassen. 
 
Die gleichen Grundsätze gelten auch, wenn der Vater oder die Mutter bei einem anderen Arbeitgeber während seiner Elternzeit 
einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen möchte. Der Arbeitnehmer muss die Zustimmung beantragen und konkret beschreiben, 
welcher Tätigkeit er mit welchem Inhalt nachgehen möchte. Möchte der Arbeitgeber die Tätigkeit bei einem anderen Arbeitgeber 
aus dringenden betrieblichen Gründen, z. B. Geheimhaltungs- und Wettbewerbsinteressen oder den Bedarf an der Arbeitskraft 
im eigenen Unternehmen nicht genehmigen, muss er diese Gründe innerhalb der Vierwochenfrist schriftlich darlegen. 
 
Bei Aufnahme einer Teilzeitarbeit während des Bezugs von Elterngeld wird der Verdienst auf die Höhe des Elterngelds nach 
einem bestimmten Schlüssel angerechnet. Geht die berechtigte Person nach der Geburt einer Erwerbstätigkeit von maximal 30 
Wochenstunden (im Monatsdurchschnitt) nach und erzielt dabei durchschnittlich ein geringeres Einkommen als im Referenz-
zeitraum vor der Geburt, wird Elterngeld i. H. v. 67 bis 100 % des Unterschiedsbetrags dieser durchschnittlich erzielten monat-
lichen Netto-Einkommen aus Erwerbstätigkeit gezahlt. 
 
Der Sockelbetrag von 300 EUR bleibt jedoch anrechnungsfrei erhalten. 
 
12. Kann man nach der Elternzeit an seinen früheren Arbeitsplatz zurückkehren? 
 
Einen Anspruch, nach der Rückkehr wieder auf dem alten Arbeitsplatz beschäftigt zu werden, gibt es nicht. Der Arbeitgeber 
kann den Arbeitnehmer auch auf einem anderen gleichwertigen Arbeitsplatz einsetzen. Eine Umsetzung, die mit einer Schlech-
terstellung, insbesondere mit einem geringeren Entgelt, verbunden wäre, ist nicht zulässig.  
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Es gelten in diesem Zusammenhang keine Besonderheiten gegenüber dem Arbeitsverhältnis ohne Inanspruchnahme von El-
ternzeit. Umsetzungen/Versetzungen sind in den Grenzen des Direktionsrechts möglich. Ist die Änderung der arbeitsvertragli-
chen Bedingungen nicht über das Direktionsrecht durchzusetzen, bedarf es hierzu einer Änderungskündigung, die sozial ge-
rechtfertigt sein muss. 
 
Wurde für die Dauer der Elternzeit die Arbeitszeit verringert, besteht nach Beendigung der Elternzeit ein Anspruch auf Rückkehr 
zur früheren Arbeitszeit. 
 
Der Anspruch auf Teilzeitarbeit nach Ende der Elternzeit richtet sich nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz. Danach gelten 
ähnliche Anspruchsvoraussetzungen wie oben beschrieben, wobei dem Teilzeitverlangen betriebliche Gründe entgegengehal-
ten werden können. Wichtig ist zu beachten, dass spätestens einen Monat vor dem gewünschten Beginn der Teilzeitarbeit der 
entsprechende Antrag der Mutter oder des Vaters schriftlich abgelehnt werden muss. Eine Begründung der Ablehnung ist für 
die Einhaltung dieser Frist keine Wirksamkeitsvoraussetzung. Wird die Frist versäumt, verringert sich die Arbeitszeit in dem 
arbeitnehmerseitig gewünschten Umfang. 
 
13. Welche Kündigungsschutzregelung gilt neben dem allgemeinen Kündigungsschutz in dieser Zeit? 
 
Der Arbeitgeber kann während der Elternzeit grundsätzlich keine Kündigung aussprechen. Der Kündigungsschutz beginnt mit 
der Beantragung der Elternzeit, frühestens jedoch acht Wochen vor Antritt einer Elternzeit bis zum vollendeten 3. Lebensjahr 
des Kindes bzw. 14 Wochen vor Antritt einer Elternzeit zwischen dem vollendeten 3. und dem vollendeten 8. Lebensjahr des 
Kindes. Diese Rechtslage gilt für Geburten ab dem 01.07.2015. Für Geburten bis zum 30.06.2015 beginnt der Kündigungs-
schutz frühestens acht Wochen vor Beginn der Elternzeit, unabhängig davon, ob diese in den ersten drei Lebensjahren genom-
men wird oder ein Teil in den Zeitraum nach dem dritten Geburtstag des Kindes übertragen wird. Wechseln sich die Eltern bei 
der Elternzeit ab, so gilt der Kündigungsschutz für den Elternteil entsprechend. Nehmen die Eltern für bestimmte Zeitabschnitte 
gemeinsam Elternzeit, so gilt in dieser Zeit für beide auch der Kündigungsschutz. Nur in besonderen Fällen (z. B. bei Betriebs-
stilllegung).kann die für den Arbeitsschutz zuständige Landesbehörde ausnahmsweise die Kündigung für zulässig erklären  
 
14. Wie wirkt sich die Geburt eines weiteren Kindes  während der Elternzeit aus? 
 
Bei mehreren Kindern besteht der Elternzeitanspruch für jedes Kind getrennt, auch wenn sich mögliche Elternzeitansprüche 
überschneiden. Die Elternzeiten können nicht ohne Rücksicht auf das Alter der Kinder zu dem höchstmöglichen Zeitraum addiert 
werden. Die laufende Elternzeit wird durch die Geburt eines weiteren Kindes nicht unterbrochen oder beendet. Die neue Eltern-
zeit beginnt frühestens mit dem Ablauf der Elternzeit für das erste Kind. Überschneidungszeiträume von bis zu 24 Monaten 
können bei kurzer Geburtenfolge oder Mehrlingsgeburten ohne Zustimmung des Arbeitgebers auf die Zeit bis zur Vollendung 
des 8. Lebensjahres des Kindes übertragen werden.  
 
15. Welchen Einfluss hat die Elternzeit auf Berufsbil dungszeiten? 
 
Die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten haben ebenso wie andere Arbeitnehmer Anspruch auf Elternzeit. Hierzu gehören z. B. 
Auszubildende, Anlernlinge, Volontäre, Praktikanten sowie auch zur Fort-, Weiterbildung oder Umschulung Beschäftigte. Die 
Elternzeit wird nicht auf Berufsbildungszeiten angerechnet. Soweit bestimmte Berufsbildungszeiten vereinbart worden sind, 
verlängert sich das der Berufsbildung dienende Vertragsverhältnis um die Elternzeit. Die Elternzeit endet somit nicht mit dem 
Ablauf der vereinbarten Ausbildungszeit. 
 
16. Welche Auswirkungen hat die Elternzeit auf befri stete Arbeitsverhältnisse? 
 
Ein befristetes Arbeitsverhältnis bleibt ebenso wie ein unbefristetes Arbeitsverhältnis in seiner Ausgestaltung von Beginn der 
Elternzeit bis zum Ablauf unverändert bestehen. Es wird durch die Elternzeit nicht um die Zeit der Freistellung verlängert. Es 
endet somit spätestens mit Ablauf der Befristung, auch wenn die Elternzeit zu diesem Zeitpunkt noch andauert. 
 
17. Werden Sonderzahlungen des Arbeitgebers durch di e Elternzeit verringert? 
 
Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz hat hierzu keine ausdrückliche Regelung getroffen, so dass in der Regel die an-
spruchsbegründende Norm (Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung, Arbeitsvertrag) unter Berücksichtigung des Umstandes ausge-
legt werden muss, dass während der Elternzeit das Arbeitsverhältnis ruht. Wird die Leistung unabhängig von einer Gegenleis-
tung geschuldet, gilt das regelmäßig auch für die Zeiten der Elternzeit. Enthält die Rechtsgrundlage dagegen Hinweise, dass 
die Sonderzuwendung abhängig von einer tatsächlichen Arbeitsleistung ist, ist der Anspruch in der Regel nicht gegeben.  
 
Einzelheiten bezüglich der im jeweiligen Verbandsbereich anzuwendenden Regelungen - zum Beispiel Ansprüche auf Jahres-
abschlussleistungen - sind mit dem zuständigen Landesverband zu klären.  
 
18. Wie wirkt sich die Elternzeit auf den Erholungsur laub aus? 
 
Der Arbeitgeber kann den Erholungsurlaub für jeden vollen Kalendermonat, für den der Berechtigte Elternzeit nimmt, um ein 
Zwölftel kürzen. Dies gilt nicht für Monate, in denen dieser beim Arbeitgeber in Teilzeit arbeitet. 
 
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass auch bei der in der Praxis zunehmend vorkommenden Elternzeit der 
Väter, die meist nur wenige Monate dauert, keine Besonderheit gilt. Auch hier dürfen Monate, die nicht vollständig mit Elternzeit 
belegt sind, nicht zur Kürzung des Erholungsurlaubes führen. 
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Zu berücksichtigen ist auch, dass diese Kürzungsmöglichkeit nur im bestehenden Arbeitsverhältnis vorgenommen werden kann, 
nicht mehr, wenn das Arbeitsverhältnis beendet ist. Deshalb ist dem Arbeitgeber anzuraten, dem Arbeitnehmer mitzuteilen, 
dass der Erholungsurlaub für jeden vollen Monat der Elternzeit um ein Zwölftel gekürzt wird, sobald Elternzeit beantragt wird.  
 
Hat der Arbeitnehmer vor dem Beginn der Elternzeit nicht den ihm zustehenden Erholungsurlaub in Anspruch genommen, ist 
ihm der restliche Erholungsurlaub nach Ablauf der Elternzeit zu gewähren. Den Resturlaub kann der Berechtigte dann bis zum 
Ende des Jahres nehmen, das auf das Jahr, in dem Elternzeit genommen wurde, folgt.  Wenn das Arbeitsverhältnis während 
der Elternzeit oder im Anschluss daran endet, wird der nicht gewährte Urlaub in Geld abgegolten. 
 
19. Was passiert bei Eintritt von Arbeitsunfähigkeit  während der Elternzeit? 
 
Anders als beim Erholungsurlaub schließt eine mit Arbeitsunfähigkeit verbundene Erkrankung den Beginn oder die Fortsetzung 
der Elternzeit nicht aus. Für den Fall, dass Elternzeit beantragt wurde und über den beantragten Beginn der Elternzeit hinaus 
Arbeitsunfähigkeit besteht, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, die Elternzeit zum beantragten Termin anzutreten. Wird während 
der Elternzeit keine zulässige Teilzeittätigkeit ausgeübt, hat der Arbeitnehmer bei Arbeitsunfähigkeit keinen Anspruch auf Kran-
kenbezüge. Verrichtet die Mutter oder der Vater während der Elternzeit eine Teilzeitarbeit von bis zu 30 Wochenstunden, besteht 
im Umfang der versicherungspflichtigen Teilzeittätigkeit ein Anspruch auf Vergütungsfortzahlung im Krankheitsfall. 
 
20. Wie wirkt sich die Elternzeit sozialversicherung srechtlich aus? 
 

20.1 Krankenversicherung 
 
In der gesetzlichen Krankenversicherung bleibt die Pflichtmitgliedschaft während der Elternzeit bestehen, ohne dass aus 
dem Elterngeld Beiträge zu leisten sind. Die Beitragsfreiheit besteht aber nur während des Bezuges von Elterngeld und 
sie erstreckt sich nicht auf weitere Einnahmen, aus denen bereits vor dem Elterngeldbezug Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung zu entrichten waren. Unberührt bleibt daher z. B. die Beitragspflicht aus dem Arbeitsentgelt aufgrund 
einer Teilzeitarbeit während der Elternzeit. Für versicherungspflichtige Studenten besteht weiterhin eine Beitragspflicht, 
wenn sie immatrikuliert bleiben. Freiwillig versicherte Mitglieder, die nicht erwerbstätig sind, haben die bisher erhobenen 
Beiträge auch während des Bezuges von Elterngeld in gleicher Höhe weiterzuzahlen. Die freiwillige Mitgliedschaft wird für 
die Dauer einer während der Elternzeit ausgeübten versicherungspflichtigen Teilzeittätigkeit verdrängt. In diesen Fällen 
tritt die gesetzliche Pflichtmitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenkasse ein. Privat Versicherte müssen weiterhin selbst 
Beiträge zahlen. 
 
20.2 Pflegeversicherung 
 
Es gelten die gleichen Ausführungen wie zur Krankenversicherung. Das Elterngeld ist ebenfalls nicht beitragspflichtig. 
Ausführliche Informationen zur Kranken- und Pflegeversicherung erteilt zusätzlich die zuständige Krankenkasse. 
 
20.3 Arbeitslosenversicherung 
 
Während der Elternzeit ist man arbeitslosenversicherungspflichtig, sofern unmittelbar vor der Kindererziehung bereits Ver-
sicherungspflicht bestand. Die Beiträge werden vom Bund gezahlt. 
 
Ausführliche Informationen zur Arbeitslosenversicherung erteilt die zuständige Arbeitsagentur. 
 
20.4 Rentenversicherung 
 
In der gesetzlichen Rentenversicherung können der Mutter oder dem Vater Zeiten der Kindererziehung als rentenbegrün-
dende und rentensteigernde Versicherungszeiten angerechnet werden. Bei Geburten ab 01.01.1992 beträgt die Kinderer-
ziehungszeit 36 Monate; bei gleichzeitiger Erziehung mehrerer Kinder verlängert sich diese Zeit um die Anzahl der ent-
sprechenden Monate. Die Erziehungszeit wird demjenigen zugeordnet, der das Kind erzogen hat. Ein Wechsel der Zuord-
nung unter den Eltern ist möglich. Soll dem Vater die Erziehungszeit zugerechnet werden, müssen die Eltern die rechtzeitig 
mit Wirkung für künftige Kalendermonate gegenüber dem zuständigen Rentenversicherungsträger erklären. Die Zuord-
nung kann rückwirkend nur für höchstens 2 Kalendermonate vor Abgabe der Erklärung erfolgen. Andernfalls wird die 
Erziehungszeit automatisch der Mutter zugerechnet. Ausführliche Informationen zur Rentenversicherung erteilt der zu-
ständige Rentenversicherungsträger. 

 
21. Ist Elterngeld steuerpflichtig? 
 
Das Elterngeld selbst ist steuerfrei. Es wird jedoch für die Ermittlung des auf das steuerpflichtige Einkommen anzuwendenden 
Steuersatzes zum Einkommen hinzugerechnet und unterliegt dem Progressionsvorbehalt. 
 
 
 


